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WAS LÄUFT FALSCH?

Ph. D. für
alle Hochschulen
Gastkommentar
von CHRISTIAN WASSERFALLEN

Das vielseitige Bildungssystem zeichnet die Schweiz aus. Diese
Diversität widerspiegelt sich bei den Hochschulen. Es gibt Fach-
hochschulen (FH), pädagogische Hochschulen (PH) und universi-
täre Hochschulen (UH).

Die Hochschulausbildung gliedert sich gemäss Bologna-System
in drei Stufen: die Bachelor-, die Master- und die Ph.-D.-Stufe
(Doktorat). Allerdings ist das Doktorat den universitären Hoch-
schulen vorbehalten. FHSchweiz, derDachverband derAbsolven-
tinnen und Absolventen von Fachhochschulen, setzt sich seit Jah-
ren dafür ein, dass auch FH-Absolventen ohne Hürden promovie-
ren können. Im Mai starteten neue Kooperationsprojekte, welche
Fachhochschulabsolventen und Absolventen der PH ein Doktorat
ermöglichen. Elf Projekte wurden von der Rektorenkonferenz
Swissuniversities angenommen. Die Finanzierung dieser Projekte
wurde in der BFI-Botschaft 2017–2020 zur Förderung vonBildung,
Forschung und Innovation sichergestellt.

Die obengenanntenKooperationsmodelle erlauben ansatzweise,
das FH-Profil zu erhalten. Sie sollen den spezifischen Leistungsauf-
trag der Fachhochschulen abbilden und damit die duale Perspektive
von Berufsfeld und wissenschaftlicher Qualifikation reflektieren.
Die Doktorierenden erhalten die Möglichkeit, an der FH oder PH
zu forschen. Für gut qualifizierte FH-Absolventen auf Masterstufe
mit Forschungswunsch ist das ein erster wichtiger Schritt.

Das Promotionsrecht jedoch verbleibt nach wie vor bei den uni-
versitären Hochschulen. Ein eigenständiges Ph.-D.-Modell, wie es
FH Schweiz fordert, sprich das Promovieren an der FH direkt, böte
aber weitere Vorteile. Die Fachhochschulen könnten dadurch
selbst dieKriterien festlegen, dieAnwendungsorientierung stärken
und dadurch ihr Profil und das ihrer Absolventen weiter schärfen.

Dies wiederum würde Doktorierenden erlauben, eine Schnittstelle
zwischen Praxis und Theorie, zwischen Forschung undAnwendung
zu bilden. FH Schweiz hat das Modell eines eigenständigen Ph. D.
bereits vor einiger Zeit vorgestellt. Die konzeptionelle Grundlage
dieses Modells bildet eine Vereinbarung zwischen dem Doktoran-
den, der Arbeitswelt und der Fachhochschule. Dadurch würde der
Einbezug derArbeitswelt und somit der Praxisbezug sichergestellt.

Leider werden dieKooperationsmodelle, und das eigenständige
Ph.-D.-Modell an Fachhochschulen insbesondere, teilweise als
Konkurrenz zur universitären Hochschule verstanden. Es geht je-
doch darum, dass FH-Absolventen an der Fachhochschule praxis-
orientierte Forschung betreiben können, und keinesfalls darum,
sich den universitärenHochschulen anzugleichen.Die FHund ihre
Absolventen sind andersartig und wollen dies auch bleiben. Zu-
dem ist damit zu rechnen, dass dieMenge anAbsolvierenden eines
Ph. D. an Fachhochschulen überschaubar bleibt.

In der Politik geht immer wieder die Angst der Verwässerung
der Hochschultypen um. Nationalrätin Andrea Gmür-Schönen-
berger etwa reichte dieses Jahr ein Postulat zur Abgrenzung der
Hochschultypen ein. Sie befürchtet, dass die Fachhochschulen ihre
Anwendungsorientierung verlieren.

Doch genau dasGegenteil ist dank der drittenAusbildungsstufe
an Fachhochschulen der Fall: Der Praxisbezug in Forschung und
Lehre kann gestärkt werden. Die Ausbildung mit reiner Wissen-
schaftsorientierung wird vermieden. Das dient sowohl der Diffe-
renzierung der verschiedenen Hochschulen als auch ihrer Absol-
venten auf dem Arbeitsmarkt. Denn dieser ist, wie auch die FH,
auf Doktoranden und Nachwuchs mit praxisbezogenem For-
schungshintergrund angewiesen.

Die Forschung an Fachhochschulen erzeugt wichtige Erkennt-
nisse und marktreife Innovationen, die den verschiedenen Bran-
chen erlauben, sich national und international zu positionieren so-
wie die Wettbewerbskraft aufrechtzuerhalten und voranzutreiben.
Es geht letztlich darum, den Praxisbezug explizit auf allen Stufen
in höchster Qualität zu verankern. Das ist Diversität und macht
unser Bildungssystem wertvoll.

Christian Wasserfallen ist Präsident FH Schweiz und FDP-Nationalrat.

In der Rubrik «Was läuft falsch?» beschreiben Verbände und Organi-
sationen, was sich ihrer Meinung nach in der Schweiz ändern müsste.

Das Promotionsrecht jedoch verbleibt
nach wie vor bei den universitären
Hochschulen.
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G-20-Gipfel
Vielleicht wäre es der Sache dienlich,
die G-20-Gipfel in Zukunft auf einem
Eiland in der Südsee zu veranstalten,
das einzig zu diesem Zweck bebaut
würde. Tagungsräume, Flughafen, ein
Medienzentrum vom Allerfeinsten, so
dass die Medienschaffenden die stets
modernste Infrastruktur nutzen und
sich auf inhaltlicheDinge konzentrieren
könnten. So könnte man sich dann um
Fragen kümmern, welche die Welt be-
treffen und sie bewegen. Volle Transpa-
renz im Life-Stream, so dass keinerlei
Verdacht der Geheimniskrämerei ruch-
bar würde. 3000 Kilometer von der
nächsten Küste entfernt, ginge man für
drei Tage in Klausur, um in sich zu
gehen und zu sich zu finden. Denn eines
dürfte nachvollziehbar sein: Das ganze
Krawall-Tamtam lenkt auch die Staats-
lenker ab.

Herbert J. Joka, D-Aachen

Neben der Berichterstattung in deutsch-
sprachigen Medien, in denen der G-20-
Gipfel in Hamburg wahlweise als Forum
fröhlich parlierender Politiker oder als
Schauplatz «unverhältnismässiger» Poli-
zeieinsätze und «sinnloser» Gewalt in
Erinnerung bleiben wird, hebt sich der
mutige und erhellende Leitartikel von
Thomas Fuster (NZZ 8. 7. 17) wohl-
tuend ab. Danke für die Anregungen.

Das, was die Gesetze gegen Geld-
wäscherei in unserem Land verbieten,
wird von den «Mächtigen» mit Getöse,
bar demokratischer Legitimation und
Kontrolle, vor- und ausgelebt. Infor-
melle Beschlüsse der G-20 werden über
supranationale Organisationen wie den
Financial Stability Board (FSB), den
Internationalen Währungsfonds (IMF)
oder die Organisation für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit undEntwicklung
(OECD) in der jeweiligen nationalen
Gesetzgebung direkt oder indirekt um-
gesetzt.

DieOECDwar indes nie «eine staub-
trockene Behörde, die sich vor allem mit
Statistiken beschäftigte». Als das British
Empire entdeckte, dass es neben der
Demonstration militärischer Stärke viel
günstiger ist, seinen Einfluss über «in-
direct rule» auszuüben, gewannen Kolo-
nialverwaltungen an Bedeutung. Ge-
meint sind insbesondere das «Bengali-
sche Büro» in British India und das
«Arabische Büro» in Kairo. Diese vor
Ort tätigen Behörden dienten demWelt-
krieg-Sieger USA nach dem Zweiten
Weltkrieg als Vorbild für die in Paris ein-
gerichtete OEEC, welche die Verteilung
der Marshallplan-Gelder für den Wie-
deraufbau Europas besorgte. Es ging
dieser Behörde aber auch – und vor
allem – um die Kontrolle der ökonomi-
schen Beschaffenheit jedes seiner Mit-
gliedsländer.NachdemWesteuropawirt-
schaftlich und politisch flügge geworden
war, wurde in den 1960er Jahren die
Nachfolgeorganisation OECD gegrün-
det.Die Schweiz, seit Beginn derOEEC/
OECD dabei, ist heute genötigt, neben
der Finanzierung quasi unter Gruppen-
druck auch die Standards der OECD zu
übernehmen. Gravierende Eingriffe in
die Souveränität der Schweiz sind jüngst
etwa die Aufhebung des Bankgeheim-
nisses oder die von derOECD lancierten

Pisa-Studien, welche die Grundlage für
alle «empfohlenen» neuen Unterrichts-
methoden darstellen. Jede Dorfschule in
der Schweiz ist, ob sie will oder nicht, be-
troffen. – Vielleicht stimmte beim Ham-
burger Gipfel aber immerhin die Rich-
tung, in dem Sinn, dass es nicht nur einen
Hegemonen gibt, sondern deren zwan-
zig, mit denen die Schweiz, wenn auch
vom Katzentisch aus, mit viel diplomati-
schemund finanziellemKapital denDia-
log führen kann, statt nur «Ja und
Amen» sagen zu dürfen.

Wolfgang van Biezen, Schwarzenbach

Thomas Fuster sieht die Schweiz unge-
recht, ja gar rechtswidrig behandelt
durch die Treffen der G-20. Diese sei un-
demokratisch und nicht repräsentativ,
auchweil Schwergewichte draussen blie-
ben. Die im Formalen haftende Kritik
von Fuster verfängt nicht. Dass Staats-
undRegierungschefs derG-20miteinan-
der reden, ist gut und wirksamer als die
Gespräche in der Uno mit gleicher
Stimme für Kiribati. Die Klagetöne des
Autors sind übertrieben. Sie lassenMän-
gel in Personalpolitik und Aussendar-
stellung der Schweiz deutlich werden.

Was soll die Schelte an der OECD?
Diese Organisation ist seit Jahrzehnten
keine blosse Statistikauswerterin mehr,
wiederUnterzeichnerauseigenerErfah-
rung weiss. Die Vertreter der Mitglied-
staaten werden in den Fachsitzungen bei
der Darstellung ihrer Politiken geradezu
Verhören ausgesetzt. Wenn in der
OECD Vorstellungen entwickelt wer-
den, die nach Auffassung Fusters nicht
Schweizer Interessen entsprechen, dann
mag das daran liegen, dass die Schweiz –
vielleicht nicht zu ihremVorteil – ihr Per-
sonal anders einsetzt, wohingegen etwa
die Niederlande in der OECD stets ein
Wörtchen mitzureden haben.

Es ist der Schweiz zudemnicht gelun-
gen, beim Streitpunkt Steuervermei-
dung andere Staaten wie die Nieder-
lande, deren Rechts- und Steuersystem
sich selbst die deutsche Kurie zur Ver-
meidung von Grunderwerbsteuern be-
dient, mit in denWind zu holen. DieGe-
setzgebung von Delaware z. B. wird von
denjenigen, die meinungsbildend gegen
die Schweiz vorgehen, nicht beachtet.
Gleiches gilt für die Isle of Man, Irland,
oder Luxemburg, wo Hunderte KPMG-
Angestellte ideale Strukturen für Man-
danten schaffen. Es ist der Schweiz nicht
ausreichend gelungen, den Sonderstel-
lungsruf abzuschütteln, hier würden
relevante Vermögen Einzelner steuer-
schonend verwaltet. Gibraltar und die
Cayman-Inseln, Letztere vonAngestell-
ten einer Düsseldorfer Bank als sicherer
Hafen gegen Besteuerung gelobt, haben
jedenfalls eine Personalauswahl, die
deutlich besser ist als jene von Schwei-
zer Banken, deren Kundendaten Han-
delsware sind.

Axel Ernst Reich, D- Bonn

Heikler Eingriff
des Parlaments
Auch wenn die Kritik der Geschäftsprü-
fungskommission (GPK) des Kantons
Basel-Stadt an der Leitung der Basler
Verkehrsbetriebe (BVB) und des dafür
zuständigen Baudepartements (NZZ
29. 6. 17) in Teilen berechtigt sein mag:
Es ist problematisch, wenn eine Ver-
tretung des Parlaments im Verwal-
tungsrat der BVB einsitzt und zusam-
men mit «Whistleblowern» Zeugnis
gegen das Verwaltungsratspräsidium,
die Geschäftsleitung der BVB und die
Aufsicht des Baudepartements ablegt.

Und die GPK missachtet die staatliche
Kompetenzordnung, wenn sie sich, ge-
stützt darauf, in Fragen der Unterneh-
mensführung einmischt. Im Basler Fall
wird nach dem so erzwungenen Rück-
tritt des Verwaltungsratspräsidiums
nicht nur die Suche nach qualifiziertem
neuem Führungspersonal, sondern auch
die zweckmässige Unternehmensfüh-
rung schwierig sein. So will die GPK gar
die Senkung der Betriebskosten der
BVB verhindern! Eine solche «Parla-
mentswirtschaft» kann nicht zur Nach-
ahmung empfohlen werden.

Thomas Bürgi, Aesch (ZH)

Katalonien –
ein Sommertheater?
Seit 2005 lebe ich im Zürcher Oberland
und habe vielleicht hundert Abstim-
mungen auf Gemeinde-, Kantonal- und
Bundesebene erlebt. Kein einziges Mal
wurden von einem Bundesrat die
Streitkräfte gegen den Souverän mobi-
lisiert, wie das in Katalonien angedroht
wird (NZZ 6. 7. 17). Ist eine Volksbefra-
gung in Katalonien gefährlicher als in
der Schweiz? Illegal sogar? Sommer-
theater dazu?

Josep C. Vergés, Bäretswil

Falsche Therapie
Den Gastkommentar von Osmund Ber-
tel und Hans Säuberli zum Zustand des
Schweizer Gesundheitswesens (NZZ
1. 7. 17) könnte man in etlichen Teilen
auch auf die öffentlichen Schulen in der
Schweiz übertragen. Kostensteigerun-
gen und Qualitätsmängel machen sich
auch in den Volksschulen breit, weil die
«wuchernde Administration und die
Verschwendung» die finanziellen Mittel
wegfressen. Während der Lehrplan 21
Millionen kostet, werden in gewissen
Kantonen Lektionen für die Schüler ge-
strichen, Zwangsferien verordnet, der
Lohnanstieg wird gekürzt, die Klassen
werden vergrössert. Trotzdem verschlin-
gen luxuriöse Schulbauten Unsummen
zur Freude der verantwortlichen Archi-
tekten, ohne wirklichen pädagogischen
Mehrwert. Die Pensen der Schulleitun-
gen wurden laufend erhöht, was vor
allem die Administration für die Lehre-
rinnen stimuliert. Die neu eingeführten
Führungskräfte werden zu Qualitäts-
garanten hochstilisiert, obwohl die Un-
terrichtsqualität nicht in derenBüro ent-
steht. Auch hier: vor Jahren die Fehl-
diagnose und anschliessend eine falsche
Therapie. Die finanziellen Mittel ge-
hören vor allem ins Schulzimmer und
den Lehrpersonen.

Ruedi Beglinger, Allenwinden

KORRIGENDA
zz. In der Bildlegende zum Artikel
«Die Schweiz ganz gross» (NZZ
12. 7. 17) wurde die Kantonszugehörig-
keit von Flüh falsch angegeben. Flüh ge-
hört zu Solothurn, nicht zum Baselbiet.

Im «Zeitsprung»-Beitrag (NZZ 12. 7. 17)
ist die alte Ansichtskarte (Bild links)
nicht korrekt beschrieben. Zu präzisie-
ren wäre, dass die Fähre «Euregia» (in
der NZZ fälschlich «Euregio») der
Schweizerischen Bodenseeschifffahrt
und den Bodensee-Schiffsbetrieben ge-
meinsam gehört.
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